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Hintergrund 

Die Bundesregierung hat in ihrer Koalitionsvereinbarung zum Thema Weiterbildungsoffensive (Ziff. 
2401 ff.) vorgesehen, das Fernunterrichtsschutzgesetz (FernUSG) zu modernisieren. Die Deutsche Ge-
sellschaft für wissenschaftliche Weiterbildung und Fernstudium e. V. (DGWF) begrüßt dieses Vorha-
ben. Das Fernunterrichtsschutzgesetz aus dem Jahr 1977 hat aufgrund von zwei Urteilen des Bundes-
gerichtshofes in diesem Jahr eine sehr hohe Aufmerksamkeit in der Bildungsbranche ausgelöst. Zu-
gleich werden Fragen laut, ob dieses Gesetz aus den 1970er Jahren dem heutigen Bedarf an digitalen 
Bildungsangeboten noch gerecht wird.    

Im November 2025 hat der Nationale Normenkontrollrat (NKR) die vollständige und ersatzlose Ab-
schaffung des Fernunterrichtsschutzgesetzes empfohlen. Das Gesetz ist nach Auffassung des NKR ver-
altet, unklar formuliert und verursacht unnötigen Bürokratieaufwand für Hochschulen und die Viel-
zahl anderer Anbieter digitaler Bildungsformate. Die ursprünglich intendierten Verbraucherschutzme-
chanismen sind heutigen Anforderungen und rechtlichen Standards nicht mehr angemessen, da zent-
rale Schutzmechanismen längst im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) verankert sind.  

In der DGWF sind rund 330 deutsche und europäische Hochschulen, Weiterbildungseinrichtungen 
und sonstige Mitglieder vertreten, die sich zusammengeschlossen haben, um die (wissenschaftliche) 
berufsbezogene Weiterbildung an Hochschulen mitzugestalten. Diese wird berufsbegleitend auch in 
digitalen Formaten angeboten, bei denen teils die Schwelle zur „überwiegenden räumlichen Tren-
nung“ von Lehrenden und Lernenden überschritten wird. Im Folgenden werden die Herausforderun-
gen aus Sicht der DGWF dargestellt und die Position der DGWF zur Modernisierung des FernUSG for-
muliert. 

 

Herausforderungen 

Die DGWF begrüßt grundsätzlich Maßnahmen, die zur Qualitätssicherung und zum Verbraucher-
schutz bei Weiterbildungsangeboten beitragen umso mehr, da Hochschulen eine Verpflichtung und 
lange Tradition zur Qualitätssicherung haben, die in der vor rund 25 Jahren eingeführten Programm- 
bzw. Systemakkreditierung ihrer Angebote sichtbar wird sowie auch in den umfangreichen Prüfme-
chanismen bei der staatlichen Anerkennung privater Hochschulen.  

Das Fernunterrichtsschutzgesetz in seiner derzeitigen Form stellt jedoch Anbieter in der wissenschaft-
lichen Weiterbildung vor zahlreiche Herausforderungen: 

Aufwand durch Doppelprüfungen 

• Im Bildungssektor haben sich inzwischen zahlreiche Qualitätssicherungsmodelle etabliert, die 
teils gesetzlich vorgeschrieben sind, teils unterhalb gesetzlicher Regelungen erfolgen. Bei 
Fernstudienangeboten führt die Zulassung nach FernUSG häufig zu aufwändigen und kosten-
intensiven Doppelprüfungen neben insbesondere: Akkreditierungen im Hochschulsektor, 
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AZAV-Zulassung bei geförderten Maßnahmen nach SGB III, Auflagen nach AFBG-Förderung, 
Zertifizierungen z.B. nach DIN ISO 9001.  

• Gerade im Hochschulbereich erfolgt durch die Akkreditierung bereits eine intensive Überprü-
fung der Qualität der Angebote und der Qualitätssicherungsmechanismen, die redundant 
zum inhaltlichen Prüfauftrag der ZFU nach dem FernUSG ist. Auch wenn die Zentralstelle für 
Fernunterricht (ZFU) diese in der Praxis bereits berücksichtigt und lediglich noch eine Prüfung 
der verbraucherschutzrechtlichen Aspekte vornimmt, entspricht dies rechtlich nicht dem Fer-
nUSG.  

• Generell erzeugt das derzeitige Zulassungsverfahren einen hohen Aufwand sowie Kosten 
(1,5facher Satz des Angebotspreises) und bindet viel Zeit. Aufwand und Kosten der Zulas-
sungspflicht sind letztlich auch im Preis der Weiterbildungsangebote zu berücksichtigen und 
verteuern diese ohne weiteren Leistungswert für die Interessierten bzw. Teilnehmenden.  

Verunsicherung bremst Innovationen 

• Seit Einführung des FernUSG haben sich die technischen Rahmenbedingungen und medialen 
Praktiken bei Anbietenden, Lehrenden und bei den Teilnehmenden fundamental gewandelt. 
Da das Gesetz weitgehend unverändert blieb und zahlreiche unbestimmte Rechtsbegriffe auf-
weist, haben Gerichte über die Jahre zu einer inzwischen sehr weitgehenden Auslegung ge-
funden, welche Art von Angeboten unter die Zulassungspflicht des FernUSG fällt. Zum Teil 
steht die Auslegung durch die Gerichte sogar zur Auffassung der ZFU selbst im Widerspruch, 
beispielsweise hinsichtlich der Beurteilung von Live-Online-Sessions (vgl. LG Hamburg AZ 304 
O 277/22 aus 2023).  

• Da sich die technischen Möglichkeiten rasch weiterentwickeln, die Rechtsprechung dies aber 
erst zeitlich verzögert einordnet, entsteht eine hohe Verunsicherung bei Anbietern, ob ihre 
Angebote unter die Zulassungspflicht nach dem FernUSG fallen könnten.  

• Anbieter tragen jedoch letztlich das Risiko der Nichtigkeit von Verträgen, was bereits dazu 
führt, dass Innovationen gebremst und nicht alle digitalen Möglichkeiten ausgeschöpft wer-
den. Die Konsequenzen für die Innovationskraft in der wissenschaftlichen Weiterbildung in 
Deutschland, die sich z.T. auch auf internationalen Bildungsmärkten behaupten muss, sind 
erheblich.  

Ungleiche Anforderungen  

• Im hochschulischen Bildungsbereich gelten durch das Merkmal der „vertraglichen Grundlage“ 
im FernUSG ganz unterschiedliche Anforderungen, was zu einer Ungleichbehandlung führt:  

o Private staatlich anerkannte Hochschulen unterliegen der Zulassungspflicht nach dem 
FernUSG (vgl. OLG Köln AZ 81 Ss-OWi 71/06 – 210 B aus 2006). 

o Fernstudiengänge an staatlichen Hochschulen sind dagegen, auch wenn die Teil-
nahme kostenpflichtig ist, in der Regel nicht zulassungspflichtig, solange die öffent-
lich-rechtlichen Merkmale der Beziehung zwischen Hochschule und Studierenden 
überwiegen (vgl. OVG Rheinland-Pfalz AZ 2A10419/15.OVG aus 2015).  

o Wieder anders sieht es aus, wenn die staatlichen Hochschulen nun selbst auf privat-
rechtlicher vertraglicher Grundlage beispielsweise Zertifikate oder Microcredentials 
im Online-Fernstudienformat anbieten:  
Diese wären zulassungspflichtig. Dies gilt auch für Angebote der An-Institute oder 
GmbHs von Hochschulen als rechtlich eigenständige, privatrechtliche Einrichtungen, 
die eng mit einer staatlichen Hochschule kooperieren. 
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• Nicht wenige Bildungsanbieter im hochschulischen Bereich haben sowohl Angebote im Prä-
senz- wie auch im Online/Fernstudienmodus, und dies zu sonst gleichen Rahmenbedingun-
gen. Hier drängt sich besonders deutlich die Frage auf, ob und weshalb die Teilnehmenden 
bei digitalen Angeboten stärker vor unseriösen Angeboten geschützt werden müssen, als es 
in der Präsenzlehre der Fall ist. Diese Ungleichbehandlung ist aus heutiger Sicht wenig nach-
vollziehbar.  

 

Modernisierung des Fernunterrichtsschutzgesetzes  

1. Unterstützung des Normenkontrollrates 

Der Nationale Normenkontrollrat (NKR) empfiehlt die vollständige und ersatzlose Abschaffung des 
Fernunterrichtsschutzgesetzes (FernUSG). Diese Empfehlung erfolgt vor dem Hintergrund, dass aus 
Sicht des NKR die ursprünglich intendierten Verbraucherschutzrechte inzwischen bereits nahezu voll-
ständig im BGB verankert sind bzw. in das BGB übernommen werden können. Eine didaktisch-inhaltli-
che Qualitätssicherung sollte künftig auf freiwilliger Basis und nicht verpflichtend durch eine Behörde 
wie die ZFU erfolgen. Der Normenkontrollrat legt ferner dar, dass die Umsetzung des FernUSG in der 
derzeitigen Form „sowohl für Anbieter als auch die ZFU aufwändig, langwierig [ist und sie] steht aus 
Sicht des NKR nicht im Verhältnis zum Nutzen“.  

Die DGWF teilt diese Einschätzung und unterstützt die Empfehlung des NKR weitgehend. Sie sieht zu-
dem, dass das Gesetz dazu beiträgt, innovative Bildungsformate auszubremsen und damit dem Bil-
dungsstandort Deutschland schadet. Mit einer Abschaffung des FernUSG kann zudem die weiter oben 
ausgeführte Ungleichbehandlung aufgehoben werden.   

Zugleich besteht aus Sicht der DGWF aber Bedarf, Aspekte der Qualitätssicherung auf anderer Ebene 
fortzuführen.  

Die DGWF spricht sich bei Aufhebung des Fernunterrichtsschutzgesetzes daher dafür aus, anstelle der 
bisherigen didaktisch-inhaltlichen Prüfung durch die Zentralstelle für Fernunterricht insbesondere für 
Anbieter jenseits des hochschulischen Bereichs eine unabhängige, qualifizierte Beratung für Anbieter 
digitaler Lernformate aufzubauen und ein freiwilliges Qualitätssiegel zu etablieren, das den Verbrau-
chern weiterhin Orientierung bieten kann, auch wenn die gesetzliche Verpflichtung und staatliche 
Aufsicht wegfallen.  

Bei Abschaffung des FernUSG kann die Qualitätssicherung aus Sicht der DGWF im Bereich entspre-
chender Hochschulangebote weiterhin durch bereits bestehende Akkreditierungsverfahren und die 
allgemeinen Regelungen des Verbraucherschutzes effektiv gewährleistet werden. Die Hochschulen, 
die sich im Feld der wissenschaftlichen Weiterbildung mit innovativen, digitalen Angeboten engagie-
ren, benötigen keine gesonderte regulierende Struktur aus der analogen Zeit, sondern eine innovati-
onsfördernde Gesetzgebung. 

 

2. Reformbedarf bei Fortbestand des Gesetzes 

Folgt der Gesetzgeber nicht der Empfehlung des Normenkontrollrates, sieht die DGWF folgenden Re-
formbedarf für eine Novellierung des FernUSG: 
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Bürokratieabbau und Verfahrensvereinfachung 

• Vermeidung von Doppelprüfungen: Staatliche und staatlich anerkannte Hochschulen sollen 
mit ihren akkreditierten Fernstudienangeboten aus der Zulassungspflicht ausgenommen wer-
den, um aufwändige und kostenintensive Doppelprüfungen zu vermeiden. Sofern der Gesetz-
geber zur Einschätzung gelangt, dass Verbraucherschutzaspekte nicht bereits durch das BGB 
ausreichend geregelt sind, kann eine Überprüfung dieser Aspekte bei entgeltpflichtigen Ange-
boten auch in die Akkreditierungsverfahren integriert werden. Verbleibt eine Überprüfung 
der verbraucherschutzrechtlichen Aspekte bei der ZFU, sollte diese zu einem festen Gebüh-
rensatz erfolgen, nicht anteilig zum Preis des Angebots. Im Sinne eines Qualitätssiegels kann 
aber die Möglichkeit der freiwilligen Teilnahme an ZFU-Prüfungen für Hochschulen bestehen 
bleiben. 
Auch bei anderen Bildungsanbietern sind bestehende Zertifizierungen zu berücksichtigen, um 
unnötige Doppelprüfungen zu vermeiden.  

• Anbieterprüfung statt Angebotsprüfung:  
Ausgehend von Erfahrungen mit Akkreditierungsverfahren an Hochschulen sollte eine Verfah-
rensvereinfachung durch Option zu Überprüfung der Anbieter anstelle der Programme einge-
führt werden. Im Sinne einer Systemakkreditierung könnte eine Überprüfung auf Basis von 
Konzepten für die Qualitätssicherung sowie Information von Interessierten, Vertragsmustern 
und AGBs, die für alle Angebote gelten, sowie musterhafter Beispielprogramme für die didak-
tische Gestaltung erfolgen. Dies könnte auch eine sinnvolle Option für Angebote der An-Insti-
tute und GmbHs von Hochschulen darstellen.  

Klare gesetzliche Definitionen und Differenzierung der Rechtsfolgen 

• Die unbestimmten Rechtsbegriffe im FernUSG, wie z. B.  „überwiegende räumliche Tren-
nung“, bedürfen einer Präzisierung, um die rechtlichen Unsicherheiten abzubauen. Servicean-
gebote wie Aufzeichnungen von Live-Webinaren sind noch kein Fernstudium.  

• Derzeit führt die fehlende Zulassung eines „Fernlehrgangs“ nach FernUSG zur Nichtigkeit von 
Verträgen. Diese Rechtsfolge tritt auch ein, wenn ein Angebot ansonsten ohne Beanstandun-
gen eine Zulassung erhalten hätte. Die Nichtigkeit der Verträge erscheint daher unangemes-
sen drastisch als Folge. Es wird daher gefordert, die Rückzahlungspflicht vielmehr an der 
Schwere des Verstoßes auszurichten, insbesondere bei der vertraglichen Gestaltung oder un-
zureichenden Informationspflichten.  

 

3. Fazit 

Die Deutsche Gesellschaft für wissenschaftliche Weiterbildung und Fernstudium e. V. steht für Quali-
tätssicherung und Verbraucherschutz, sieht das Fernunterrichtsschutzgesetz in der derzeitigen Form 
jedoch als überholt an. Insofern teilt die DGWF die Einschätzung des Normenkontrollrats, dass Ver-
braucherschutzaspekte inzwischen durch das BGB geregelt sind oder dort aufgenommen werden kön-
nen und die didaktische Qualitätssicherung auf anderer Ebene erfolgen sollte. Sollte das Gesetz fort-
bestehen, muss eine Reform die gravierenden Schwächen adressieren sowie zu einer klareren gesetz-
lichen Definition und deutlich vereinfachten, kostengünstigeren Verfahren führen.  
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